
 

 

Auswirkungen des GAP-Reformvorschlags  

auf die Förderung des Ökolandbaus in Deutschland 

 

Sebastian Lakner1 

1: Universität Rostock, Fakultät für Agrar, Bau und Umwelt, Rostock 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Studie im Auftrag des 

Bundes für Ökologische Lebensmittelwirtschaft e.V. 

 

Foto: Sebastian Lakner, 2011 



 

 

Inhaltsverzeichnis 

Zusammenfassung .................................................................................................................................... 1 

1 Einleitung ......................................................................................................................................... 2 

2 Die Förderung des Ökolandbaus ..................................................................................................... 3 

3 GAP-Reformentwurf ........................................................................................................................ 6 

4 Schätzung des Finanzbedarfs in der GAP 2028-2034 .................................................................... 10 

4.1 Finanzierung des Ökolandbaus im Referenzjahr 2024 ......................................................... 11 

4.2 Schätzung der Umstellungsfläche 2024 ................................................................................ 13 

4.3 Schätzung des Wachstums des Ökolandbaus ....................................................................... 14 

5 Kostenschätzung für die Förderung des Ökolandbaus 2024 und 2031 ......................................... 16 

5.1 Szenario 1 mit Wachstum des Bio-Sektors bis 2031 ............................................................. 16 

5.2 Szenario 2 ohne Wachstum des Bio-Sektors bis 2031 .......................................................... 19 

6 Diskussion und Schlussfolgerungen ............................................................................................... 21 

Anhang 1: Ergänzende Angaben ............................................................................................................ 26 

 

 

 

 

 

 

Die Studie wurde im Juni/Juli 2026 im Auftrag des Bundes für Ökologische Lebensmittelwirtschaft e.V. erstellt.  
Die inhaltliche Verantwortung sowie mögliche Fehler und Ungenauigkeiten liegen einzig in der Verantwortung des Autors 
der Studie. Der Autor bedankt sich bei Dr. habil. Carsten Croonenbroeck (Universität Rostock) für die Unterstützung bei der 
ökonometrischen Schätzung.  

Das Titelfoto zeigt eine Ökofläche in Brandenburg 2011, die Rechte für das Foto liegen beim Autor. 

Zitiervorschlag: Lakner, Sebastian (2026): Auswirkungen des GAP-Reformvorschlags auf die Förderung des Ökolandbaus in 
Deutschland, Studie im Auftrag des Bundes für Ökologische Lebensmittelwirtschaft e.V. (BÖLW), Rostock & Berlin.  

 

 



 1 

Zusammenfassung 

Die EU-Kommission hat im Juli 2025 ihren Reformvorschlag für die Gemeinsame Agrarpolitik der EU 

(GAP) in der Förderperiode 2028-2034 vorgelegt. Darin schlägt sie ein geringeres Budget für die GAP 

vor, ändert die Kofinanzierungsraten für die Agrarumweltmaßnahmen und verzichtet auf eine 

verpflichtende Vorgabe für Umweltausgaben (Umweltringfencing). Diese Änderungen stellen die 

zukünftige Finanzierung von Umweltleistungen in der GAP, wozu die Förderung der ökologischen 

Landwirtschaft zählt, in Frage.  

Die ökologische Landwirtschaft ist eine zertifiziert nachhaltige Landnutzungsform. Sie trägt zum Erhalt 

der Biodiversität, dem Abbau der Nährstoffüberschüsse, einer Reduktion chemisch-synthetischer 

Pflanzenschutzmittel sowie zu einer besseren Wasser- und Bodenqualität bei. Die Ökobetriebe 

erbringen diese Leistungen produktions- und betriebsintegriert. Der Ökolandbau ist daher ein 

strategischer Baustein der Agrarumweltpolitik innerhalb der GAP. Die Politik hat sich vielfach zu einem 

Ausbau des Sektor bekannt. Angesichts des Vorschlags zur GAP-Reform ist jedoch offen, inwieweit 

diese Ziele erreicht werden können. 

Das System der aktuellen Öko-Förderung speist sich aus verschiedenen Quellen und weist eine hohe 

Komplexität auf: Einerseits finanziert die EU die regulären Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen 

(AUKM) der 2. Säule der GAP zu 80 %. Anderseits können Mittel aus der 1. Säule zur Finanzierung des 

Ökolandbaus genutzt werden, die zu 100 % aus EU-Mitteln finanziert werden. Darüber hinaus steht es 

den Bundesländern frei, eigene Landesmittel zur Förderung des Ökolandbaus zu verwenden. Die 

Bundesländer können die Maßnahmen zur Förderung des Ökolandbaus zu 60 % vom Bund über die 

Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) kofinanzieren lassen.  

Die vorliegende Studie untersucht die künftigen Ausgaben zur Förderung des Ökolandbaus in der GAP-

Förderperiode 2028-2034, indem sie die Ausgaben in den Referenzjahren 2024 und 2031 aus den nicht 

vollständigen Daten von Bund und Ländern hochrechnet und miteinander vergleicht. Hierzu wird mit 

Hilfe einer ökonometrischen Schätzung das Wachstum des Ökolandbaus bis 2031 simuliert und die 

dafür nötige Förderung berechnet im Jahr 2031. Anschließend wird die Differenz der nationalen Anteile 

an den Ausgaben in den Vergleichsjahren berechnet.  

Die Ergebnisse zeigen, dass der Ökolandbau bis 2031 flächenmäßig auf 2,05 Mio. ha (13 %) anwächst. 

Die politischen Wachstumsziele für den Ökosektor werden somit nicht erreicht. Die Ausgaben für den 

die Öko-Förderung wachsen von 557 auf 655 Mio. € bis 2031. Durch die veränderten 

Kofinanzierungssätze kommen auf Bund und Länder zusätzliche nationale Ausgaben von 100 Mio. € im 

Jahr 2031 zu. Die finanziellen Mehrbelastungen für Bund und Länder in der GAP-Förderperiode 2028-

2034 belaufen sich auf eine Spanne von 500 bis 700 Mio. € insgesamt. Selbst in einem Szenario ohne 

Wachstum des Bio-Sektors entstehen zusätzliche Ausgaben von 87 Mio. € pro Jahr. Dies zeigt, dass das 

Problem auch ohne Wachstum des Bio-Sektors entsteht.  

Die veränderten Kofinanzierungsraten setzen problematische Anreize zu Lasten von Maßnahmen zur 

Förderung von Gemeinwohlleistungen. Sie könnten zu Problemen in der Finanzierung der 

Ökoförderung in der nächsten Förderperiode führen. Das Problem der steigenden nationalen Anteile 

in der GAP reicht jedoch weit über die Öko-Förderung hinaus. Es betrifft alle Agrarumweltprogramme 

sowie die Förderung der ländlichen Entwicklung insgesamt. Es wird daher empfohlen die Agrarpolitik 

stärker auf die Förderung von öffentlichen Gütern oder Gemeinwohlleistungen auszurichten und die 

dafür erforderlichen finanziellen Mittel bereitzustellen. 
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1 Einleitung 

Die EU-Kommission hat im Juli 2025 ihren Reformvorschlag für die Förderperiode 2028-2034 der 

Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) vorgelegt. Details dieses Vorschlages wirken sich negativ auf die 

Förderung der ökologischen Landwirtschaft und der Umweltziele in der Agrarpolitik insgesamt aus. So 

könnten die Vorschläge der EU-Kommission im Falle einer Eins-zu-Eins-Umsetzung dazu führen, dass 

nicht mehr ausreichend finanzielle Mittel zur Förderung des Ökolandbaus und der 

Agrarumweltprogramme zur Verfügung stehen. Auf finanzschwache Bundesländer und den Bund 

könnten in der nächsten Förderperiode erhebliche finanzielle Mehrbelastungen zukommen. 

Landwirtschaftliche Betriebe, die sich auf die GAP-Förderziele eingestellt haben, müssen demnach ab 

2028 mit erheblichen finanziellen Einbußen rechnen. Folgende Details des GAP-Reformvorschlags 

könnten problematische Folgen für den Ökolandbau nach sich ziehen: 

• Der neue EU-Partnerschaftsfonds könnte die Prioritäten zu Gunsten anderer Politikbereiche und 

zu Lasten der Agrarpolitik verschieben: Die EU-Kommission hat einen neuen nationalen und 

regionalen Partnerschaftsfonds (NRPF) geschaffen, in dem viele Politikbereiche um ein begrenztes 

Budget konkurrieren. Mit dem NRPF sollen Maßnahmen der Sozial-, Wirtschafts-, Innen-, 

Sicherheits-, Migrations-, Regional-, Fischerei-, und Agrarpolitik finanziert werden. Die 

Umweltausrichtung der GAP könnte dabei in der Mittelzuweisung innerhalb des NRPF zu kurz 

kommen. Hierbei hängt vieles von den nationalen Prioritäten bei der Umsetzung des NFPF ab. 

• Ein geringeres GAP-Budget für die Förderperiode 2028-34 schränkt die Spielräume in der 

Agrarpolitik ein: Die EU-Kommission hat ein Kernbudget für die Gemeinsame Agrarpolitik 

reserviert, was jedoch deutlich kleiner ist als in der vorherigen Förderperiode. Das Budget beträgt 

295 Mrd. € für 7 Jahre, was laut Schätzungen eine Kürzung von ca. 15% bedeutet (Matthews 

2025). Es können zusätzliche Mittel über die 295 Mrd. € hinaus im Rahmen des NRPF bereitgestellt 

werden, allerdings müssten die Mitgliedsstaaten diese zusätzlichen Ausgaben mit eigenen 

finanziellen Mitteln kofinanzieren. 

• Das fehlende Umweltringfencing in der GAP könnte zu geringeren finanziellen Mitteln für die 

Agrarumweltmaßnahmen und den Ökolandbau führen: In der aktuellen Förderperiode gab es 

einigen Vorschriften, wie viel Geld ein Mitgliedsstaat für die Umweltinstrumente innerhalb der 

GAP bereitstellen muss. Dieses „financial Ringfencing“ führte dazu, dass das Budget für 

Umweltziele anstieg und eine ambitionierte Agrarumweltpolitik ermöglichte. Ein solches 

Ringfencing ist im Reformentwurf der EU-Kommission für 2028-34 nicht vorgesehen, während die 

Kommission gleichzeitig finanzielle Mittel für die Direktzahlungen und die gekoppelten Zahlungen 

innerhalb der GAP reserviert.  

• Die veränderten Kofinanzierungsraten könnten zu einem zentralen Problem in der Finanzierung 

von Umweltinstrumenten für Bund und Länder führen: Der Kommissionsvorschlag sieht höhere 

nationale Beiträge für die meisten GAP-Instrumente vor, darunter auch die Umweltinstrumente. 

Die Direktzahlungen und die gekoppelten Zahlungen sind dagegen von der höheren nationalen 

Kofinanzierung ausgenommen, also die Instrumente, die von der Wissenschaft seit Jahrzehnten 

kritisiert werden und deren mittelfristige Abschaffung etwa durch die Zukunftskommission 

Landwirtschaft 2021 vorgeschlagen wurde (ZKL 2021). Für Bund und Länder entsteht durch diese 

Regeln ein erheblicher Anreiz, weniger Agrarumweltprogramme anzubieten, um Mehrausgaben 

in ihren Haushalten zu vermeiden. Bund und Länder müssten bei einer Eins-zu-Eins-Umsetzung 

der GAP-Reformpläne der EU die zusätzlichen finanziellen Mittel für Agrarumweltprogramme 

selbst aufbringen. Angesichts einer schwierigen Haushaltslage im Bundeshaushalt und in den 
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Länderhaushalten könnten die Kofinanzierungsraten dazu führen, dass die Bundesländer nicht 

mehr in der Lage sind, die Förderung von Umweltzielen in der Landwirtschaft und speziell die 

Förderung der ökologischen Landwirtschaft ausreichend zu finanzieren.  

Ziel der Studie 

Die vorliegende Studie untersucht die Auswirkungen der veränderten Kofinanzierungsraten auf die 

Förderung des ökologischen Landbaus. Die Kofinanzierungsraten führen zu zusätzlichen finanziellen 

Belastungen gegenüber der aktuellen Förderperiode. Diese finanziellen Belastungen müssten von 

Bund und Ländern gemeinsam getragen werden. Es ist damit zu rechnen, dass vor allem die 

Bundesländer mit diesen Belastungen überfordert sind und als Reaktion etablierte Förderprogramme 

nicht mehr anbieten.  

Die Förderung des Ökolandbaus ist ein Teil der Agrarumweltprogramme, deren Fortführung insgesamt 

in Frage steht. Die Studie schätzt die Kosten für einen fest umrissenen Teil der Agrarumweltprogramme, 

sie zeigt zugleich ein Risiko für die Agrarumweltpolitik ab 2028 insgesamt. Die zusätzlichen Ausgaben 

für die Fortsetzung gemeinwohlorientierter GAP-Förderprogramme wie den Agrarumweltprogrammen 

oder den Förderprogrammen für den ländlichen Raum übersteigen die in dieser Studie geschätzten 

Ausgaben bei weitem. 

2 Die Förderung des Ökolandbaus 

Die ökologische Landwirtschaft wird seit vielen Jahrzehnten über die Gemeinsame Agrarpolitik der EU 

(GAP) gefördert. Das Argument für diese Förderung besteht in der starken Umweltausrichtung des 

Ökolandbaus auf gesamtbetrieblicher Ebene: Der Ökolandbau hat die Eigenschaft, zahlreiche 

Umweltvorteile auf betrieblicher Ebene als produktionsintegrierte Kombinationslösung anzubieten: 

Eine höhere Artenvielfalt, der Schutz von Biotopen, geringere Nährstoffausträge als in der 

konventionellen Landwirtschaft, der Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittel oder der 

Schutz von Oberflächen und Grundwasser sind Umweltvorteile, die eine pauschale Flächenförderung 

rechtfertigen (Sanders & Heß 2019, Hülsbergen et al. 2023). Die ökologische Landwirtschaft trägt auf 

diese Weise zur Ökologisierung der Landwirtschaft insgesamt bei.  

Bereits in den 1980er Jahren wurden erste Landesprogramme über die Extensivierungsrichtlinie 

angeboten, später, ab 1992 wurde die Öko-Förderung Teil der Agrarumweltprogramme und unterstützt 

ökologisch wirtschaftende Betriebe aufgrund ihrer Umweltleistungen. Im Rahmen der aktuellen GAP-

Förderperiode 2023-27 wird der Ökolandbau innerhalb der Programme für ländliche Entwicklung (die 

sog. 2. Säule) gefördert. Die Förderung unterscheidet zwischen Umstellung auf Ökolandbau (1-2 Jahre) 

und Beibehaltung des Ökolandbaus ab dem 3. Jahr nach der Umstellung. Die Prämien werden in vielen 

Bundesländern nach Ackerland, Grünland, Gemüsebau und Dauerkulturen differenziert. Zusätzlich 

werden die „Transaktionskosten“ bis zu einer Obergrenze von 600 € pro Betrieb gezahlt, die die 

Kontrollkosten auf den Biobetrieben abbilden sollen.  

Bei der Finanzierung der Förderung des Ökolandbaus und der Agrarumweltmaßnahmen insgesamt 

spielt die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) eine wichtige Rolle. Die 

rechtliche Kompetenz zur Ausgestaltung der Programme für die ländliche Entwicklung, der 2. Säule der 

GAP, liegt bei den Bundesländern. Die Folge dieser rechtlichen Kompetenz ist, dass die Bundesländer 

diese Programm selbst finanzieren müssten. Die Gemeinschaftsaufgabe GAK nach Artikel 91 des 

Grundgesetzes bietet die Möglichkeit, dass der Bund die Maßnahmen der Programme der ländlichen 

Entwicklung mitfinanziert. Die ökologische Landwirtschaft wird im Rahmen des GAK-Förderbereichs 4 
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„Markt- und standortangepasste sowie umweltgerechte Landbewirtschaftung einschließlich 

Vertragsnaturschutz und Landschaftspflege“ kofinanziert. Die nationalen Mittel, die im Rahmen der 

2. Säule anfallen, werden hierbei von der Bundesregierung zu 60 % mitfinanziert (BMLEH 2026). Für 

die reale Wirkung der GAK ist zu beachten, dass nicht alle Bundesländer diese Kofinanzierungsoption 

des Bundes tatsächlich nutzen. Im Fall des Ökolandbaus verzichtet z.B. Hessen auf GAK-Mittel für den 

Ökolandbau. Auch bei den AUKM zeigt sich, dass einige Maßnahmen nicht über die GAK mitfinanziert 

werden.  

In der aktuellen GAP-Förderperiode 2023-27 sieht der Strategieplan für Deutschland die Ausgaben von 

durchschnittlich 475 Mio. € pro Jahr für die Förderung der ökologischen Landwirtschaft vor: Die 

Ausgaben werden planmäßig, nach den zwei Übergangsjahren 2023/24 auf ca. 500 Mio. € pro Jahr 

ansteigen (Abbildung 1):  

 

Abbildung 1: Ausgaben für ökologische Landwirtschaft im deutschen GAP-Strategieplan 2023-2028 
Quelle: eigene Berechnung. Daten nach Isbasoiu, A. & T. Fellmann (2023).  
* Im GAP-Strategieplan sind teilweise die Ausgaben für die Übergangsjahren zur nächsten Förderperiode eingeplant, daher 
ist hier das Jahr 2028 mit dargestellt, das eigentlich schon zur neuen Förderperiode gehört. Ab 2028 werden dann zusätzlich 
Gelder der neuen GAP-Förderperiode 2028-2034 ausgezahlt. ** Die Ausgaben aus Altverpflichtungen der Förderperiode 
2014-2022 sind nur schwer zu beziffern und werden daher nur angedeutet. 

In den ersten zwei Jahren einer Förderperiode gehen die Förderzahlen erfahrungsgemäß zurück. Es 

kommt in der Regel zu einem Absinken der teilnehmenden Betrieben und der geförderten Fläche. 

Einerseits brauchen die Betriebe 1-2 Jahre, um sich auf die neuen Förderbedingungen einzustellen. 

Andererseits laufen die Verträge der alten Förderperiode 2014-2022 noch weiter, was die geringen 

Fördermittel in Abbildung 1 in den Jahren 2023 und 2024 erklärt. De facto ist die Öko-Förderung in 

diesen Jahren höher, da noch die Altverträge auslaufen und ein Teil der Ökoförderung über Restmittel 

der alten Förderperiode finanziert wird. Dies führt auch dazu, dass es regelmäßig schwer ist, die 

Teilnahme und das finanzielle Volumen der Öko-Förderung und der Agrarumweltprogramme insgesamt 

in den Übergangsjahren genau zu schätzen. Laut GAK-Rahmenplan liegt die Fördersumme, die für den 

„Ökolandbau und anderer besonders nachhaltiger gesamtbetrieblicher Verfahren“ ausgegeben wurde 

bei 428 Mio. € im Jahr 2024 (BMLEH 2025). Bei dieser Summe fehlt allerdings das Bundesland Hessen.  

Die Förderbedingungen der GAP-Strategiepläne 2023-27 ermöglichen grundsätzlich eine ambitionierte 

Agrarumweltpolitik (Röder et al. 2024). Die Umweltausgaben im deutschen GAP-Strategieplan 2023-

27 betragen 2,2 Mrd. € pro Jahr, was einem Anteil von 33 % der GAP-Ausgaben in Deutschland 
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entspricht (Lakner 2025a: S.349). Zwar waren die Umweltausgaben in der vorherigen Förderperiode 

2014-22 vergleichbar hoch, allerdings war das damalige „Greening der Direktzahlungen“ in weiten 

Teilen eine ineffektive Politik, die vor allem dem Erreichen von Einkommenszielen diente (Europäischer 

Rechnungshof 2017). Die Umsetzung der GAP 2023-27 in Deutschland kann als ambitioniert bezeichnet 

werden, da die 33 % Umweltausgaben über dem europäischen Durchschnitt von 26 % liegen und die 

Maßnahmen der Eco-Schemes (Öko-Regelungen) inhaltlich durchaus eine Verbesserung gegenüber 

dem Greening der vorherigen Förderperiode darstellen (Lakner 2025b).  

Die ökologische Landwirtschaft hat von der Agrarumweltpolitik der letzten zwei Förderperioden 

profitiert. Seit 2014 bis 2024 ist der Anteil ökologisch bewirtschafteter Fläche in Deutschland von 6,3 % 

auf 11,3 % angewachsen. Während das Flächenwachstum 2007-2013 aufgrund niedriger Prämien eher 

mäßig war, nahm der Sektor ab 2014 Fahrt auf und verzeichnete erhebliche Zuwächse (Abbildung 2):  

 

Abbildung 2: Entwicklung der ökologisch bewirtschafteten Flächen in Deutschland 2000-2025 
Quelle: eigene Darstellung; Nach Daten der ZMP 1996-2008 und BÖLW 2009-2023. 

Das Wachstum des Bio-Sektors in Deutschland hat sich seit 2022 allerdings merklich abgeschwächt. Die 

Ursache waren Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine, die gestiegenen Energiekosten und die damit 

einhergehende Teuerung, die zu einem Rückgang der Nachfrage nach Bio-Produkten geführt hat, sowie 

die Verunsicherung der abnehmenden Hand insgesamt. Der Flächenzuwachs stagnierte 2024 und die 

Anzahl der ökologisch wirtschaftenden Betriebe sank ab 2022 drei Jahre in Folge. Auch der Markt für 

ökologische Lebensmittel ist zwei Jahre real nicht gewachsen und hat erst 2025 wieder Dynamik 

aufgenommen. Insofern befindet sich der Bio-Sektor aktuell in einer kritischen Phase, in der 

Planungssicherheit und eine langfristige Perspektive eine besonders wichtige Rolle spielen. 

Die politischen Zielsetzungen auf EU-, Bundes und Landesebene sprechen sich regelmäßig für ein 

Wachstum des Bio-Sektors aus. Die EU-Kommission hat in ihrer Farm-to-Fork-Strategie ein Wachstum 

des Ökolandbaus auf mindestens 25 % Flächenanteil bis 2030 ausgelobt (EU-Kommission 2020). Die 

Koalitionsregierungen haben regelmäßig sehr ambitionierte Wachstumsziele ausgegeben. Bis heute ist 

ein Flächenanteil von 30 % bis 2030 deutsches Nachhaltigkeitsziel. Auch die große Koalition aus CDU, 

CSU und SPD bekennt sich in ihrem Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode zum Wachstum des 

Ökolandbaus und verspricht etwa die Einführung von Standards in der Gemeinschaftsverpflegung, von 

denen der Ökolandbau profitieren könnte. Auch auf Länderebene gelten weiterhin Wachstumsziele im 

Ökolandbau.  
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„Der Ökolandbau ist ein wichtiges Element einer nachhaltigen und klimaschonenden Landwirtschaft und 

ein wichtiger Innovationsmotor. Mit einer Biostrategie werden wir den Ausbau des Ökolandbaus deutlich 

stärken, indem wir die Mittel für die Forschung und Bildung für den Ökolandbau erhöhen, das 

Bundesprogramm Ökologischer Landbau (BÖL) und Nachfrageimpulse stärken, zum Beispiel durch 

Standards bei Gemeinschaftsverpflegungen. Gleichzeitig reduzieren wir Hindernisse bei Erhalt und 

Ausbau des Ökolandbaus“ (CDU, CSU & SPD 2025: S.42/43). 

Politische Wachstumsziele können wichtige Impulse für die Entwicklung eines nachhaltigen Sektors wie 

dem Bio-Sektor setzen, wenn sie von einer politischen Strategie, zielgerichteten Förderinstrumenten 

und ausreichenden finanziellen Mitteln begleitet werden. Gerade im Hinblick auf die Finanzierung der 

Förderung des Ökolandbaus bestehen angesichts der GAP-Reformpläne der EU-Kommission sowie der 

Nicht-Positionierung der Bundesregierung (Stand Juni 2026) zu diesen Plänen erhebliche Zweifel.  

3 GAP-Reformentwurf 

Der Reformentwurf zur GAP 2028-34 der EU-Kommission schlägt eine Reihe von Änderungen vor, die 

die Förderung von Umweltzielen innerhalb der GAP betreffen. Mit ihrem Vorschlag stellt die EU-

Kommission die Bundes- und Landesministerien vor erhebliche Herausforderungen bei der 

Finanzierung von Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM), wozu auch die Förderung der 

ökologischen Landwirtschaft zählt. 

Die bisherigen Förderinstrumente von Umweltmaßnahmen, die Öko-Regelungen in der 1. Säule und 

die Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen (AUKM) in der 2. Säule sollen zu einem Förderinstrument, 

den Agrarumwelt- und Klimaaktionen (AUKA) vereinigt werden. Die Zielsetzung der AUKA bezieht sich 

auf verschiedene Umweltziele wie Klimaschutz und Anpassung, Wasserresilienz oder den Erhalt der 

biologischen Vielfalt. Diese zukünftige Zielstellung entspricht weitgehend den Zielen der aktuellen 

Förderperiode, allerdings hebt sie die Weiterentwicklung der ökologischen Landwirtschaft explizit 

hervor:  

„Artikel 4 – Umwelt- und Klimaschwerpunkte 

(1) Die Mitgliedstaaten unterstützen Landwirte und andere Begünstigte zumindest bei jedem der 
folgenden Umwelt- und Klimaschwerpunkte: 

a)-d) […] 

e) Weiterentwicklung des ökologischen/biologischen Landbaus“ (EU-Kommission 2025) 

Artikel 4 zum Umwelt- und Klimaschwerpunkt des GAP-Reformvorschlags ist so formuliert, dass die 

Weiterentwicklung des ökologischen Landbaus im Rahmen der AUKA für die Mitgliedsstaaten 

verpflichtend ist. Das Instrument der AUKA wird in Artikel 10 der GAP-Verordnung ausgeführt und auch 

hier wird der Ökolandbau explizit aufgeführt: 

„Artikel 10 – Agrarumwelt- und Klimaaktionen 

(1) Die Mitgliedstaaten schaffen Anreize für folgende Aktionen, die dem Klima, der Umwelt, der 
Tiergesundheit und dem Tierwohl sowie der nachhaltigen Forstwirtschaft förderlich sind: 

a) von Landwirten und anderen Begünstigten eingegangene freiwillige 
Bewirtschaftungsverpflichtungen, einschließlich Verpflichtungen zur Aufrechterhaltung des 
ökologischen/biologischen Landbaus und zur Extensivierung der tierischen Erzeugung, die gemäß 
Absatz 3 festgelegt und umgesetzt werden;“ (ebenda) 

Auch Artikel 10 des Reformvorschlags zeigt, dass die Förderung des Ökolandbaus innerhalb der GAP 

2028-34 verpflichtend vorgesehen ist. Allerdings stellt sich die Frage, ob dieses Ziel im Rahmen der 
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GAP-Förderarchitektur auch realistisch erreichbar ist. Daher werden in dieser Studie die Details der 

GAP 2028-34 im Hinblick auf die Finanzierung des Ökolandbaus analysiert. 

Die wichtigen Änderungen für die GAP 2028-34 bestehen in einem um ca. 15 % abgesenkten 

Gesamtbudget (Matthews 2025) und der Änderung der bisherigen Kofinanzierungsregeln alle für die 

meisten GAP-Instrumente, darunter auch die Agrarumweltinstrumente. Aktuell werden die Eco-

Schemes (deutsch: Öko-Regelung (ÖR)) der 1. Säule1 zu 100 % aus EU-Mitteln finanziert. Die Eco-

Schemes fördern in anderen EU-Mitgliedsstaaten den Ökolandbau, in Deutschland dagegen nicht. 

Allerdings profitieren auch Öko-Betriebe in Deutschland von dem Förderangebot, in dem sie etwa mit 

einzelnen Flächen an ÖR 2 (vielfältige Fruchtfolge) oder ÖR 6 (Verzicht auf chemisch-synthetischen 

Pflanzenschutz) teilnehmen. Die Förderung des Ökolandbaus in der 2. Säule kann oder muss in einigen 

Bundesländern mit der Teilnahme an Eco-Schemes kombiniert werden. 

Die Regelförderung der Ökobetriebe findet in Deutschland über die AUKM der 2. Säule statt, die bisher 

mit bis zu 80 % aus EU-Mitteln finanziert werden können. Zusätzlich können Mitgliedsstaaten 

finanzielle Mittel von der 1. Säule in die 2. Säule verschieben, die bei einer Verwendung für AUKM 

ebenfalls kofinanzierungsfrei, d.h. zu 100 % aus EU-Mitteln finanziert sind. Diese Kofinanzierungsregeln 

machen die Finanzierung von Umweltinstrumenten innerhalb der GAP attraktiv und haben zu den 

vergleichsweise hohen Ausgaben für Agrarumweltziele 2023-27 geführt.  

In Zukunft plant die EU-Kommission eine Änderung der Kofinanzierung von GAP-Instrumenten (vgl. 

Tabelle 1): 

Tabelle 1: Geplante Kofinanzierungssätze für die GAP- Interventionen 2028-2034 

GAP-Intervention 2028-2034 (lt. Artikel 5) Ko-Finanzierung 

a) Degressive flächenbezogene Einkommensstützung (DABIS) 

EU-Finanzierung:  
100 % 

b) Gekoppelte Einkommensstützung 

g) Zahlungen für Kleinerzeuger 

c) Kulturspezifische Zahlung für Baumwolle 

d) Zahlungen naturbedingte od. andere Nachteile 

EU-Finanzierung: 
70 % 

e) Unterstützung für Nachteile aus N2000 oder WRRL 

f) Agrarumwelt- und Klimaaktionen (darunter die Förderung des Ökolandbaus) 

h) Risikomanagementinstrumente 

j) Junglandwirt:innen, neuen Landwirte, Unternehmensgründungen 

k) Unterstützung für Vertretungsdienste 

l) LEADER 

EU-Finanzierung:  
40 % 

m) Wissensaustausch & Innovation 

n) Initiativen Zusammenarbeit  

q) EU-Schulprogramm (VO (EU) Nr. 1308/2013) 

r) Intervention in best. Sektoren (VO (EU) Nr. 1308/2013) 

s) Krisenzahlungen für Landwirte 

Quelle: eigene Darstellung, aus Balmann et al. 2025: S.12. Angaben in Artikel 20 und 35 (4) der NRPF-VO (KOM 2025a). Die 
40 % gelten vermutlich in Sachsen als “more developed region", sofern die Region auf Bundeslandebene eingestuft wird. 
Dies lässt sich im Moment jedoch noch nicht final abschätzen. In wirtschaftlich schwächeren Regionen kann der EU-Beitrag 
auf 60 % oder 85 % steigen. 

 
1 In dieser Studie wird der Begriff „Eco-Schemes“ für Öko-Regelungen durchgängig verwendet, da die Öko-
Regelungen der 1. Säule leicht mit der Förderung des Ökolandbaus sprachlich verwechselt werden können.  
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Die GAP-Instrumente werden hierbei in drei Kategorien eingeteilt: 

• Die Einkommensinstrumente (1. Kategorie) innerhalb der GAP werden auch zukünftig zu 100% aus 

EU-Mitteln finanziert. Dies gilt nach den Kommissionsplänen für die Degressive 

Einkommensstützung (DABIS), die gekoppelten Zahlungen, die Förderung von 

Baumwollerzeugnissen und die Förderung von Kleinerzeuger:innen. Gerade diese Instrumente 

werden aus wissenschaftlicher Sicht seit langem kritisiert (WBAE 2010, 2018), insofern ist diese 

Begünstigung nicht nachvollziehbar. 

• Eine zweite Kategorie von GAP-Instrumenten soll zu 70 % aus EU-Mitteln finanziert werden, hierzu 

gehören die Agrarumwelt- und Klimaaktionen (AUKA) oder die Zahlung für benachteiligte Gebiete, 

jedoch auch die Förderung von Junglandwirt:innen oder die Agrarinvestitionsprogramme. 

Zahlreiche GAP-Förderinstrumente müssen künftig zu 30 % aus den nationalen Haushalten der 

Mitgliedsstaaten, und in Deutschland (und anderen föderalen Staaten) aus den Haushalten der 

Bundesländer finanziert werden. 

• In der dritten Kategorie gibt es weitere GAP-Instrumente, die nicht als „Einkommensinstrumente“ 

eingeordnet werden und die den allgemeinen Kofinanzierungssätzen des neuen Nationalen und 

Regionalen Partnerschaftsplans (NRPF) unterliegen. Diese sehen EU-Kofinanzierungssätze für 

unterschiedliche Regionen von 40 %, 60 % und 85 % vor, je nachdem, wie gut die 

Einkommenssituation der entsprechenden Region aussieht. Es ist damit zu rechnen, dass die 

meisten West-Bundesländer als „stärker entwickelte Regionen“ bezeichnet werden und dort die 

niedrigen Kofinanzierungssätze von 40 % angewendet werden. Die Ost-Bundesländer dürften 

dagegen als „Übergangsregion“ gelten, so dass die Instrumente hier zu 60 % von der EU finanziert 

werden. Zu dieser dritten Kategorie gehören GAP-Instrumente wie LEADER, Zusammenarbeit oder 

die Schulobstprogramme der GAP (vgl. Tabelle1). 

Diese GAP Kofinanzierungsraten (100 % und 70 %) gelten für den Teil des NRPF-Budgets, der für die 

GAP vorgesehen ist. Wenn zusätzliche Mittel für die GAP über die reservierten GAP-Gelder hinaus 

bereitgestellt werden, gelten die 40-85 % Kofinanzierungssätze der dritten Kategorie, was die 

Verwendung von zusätzlichen NRPF-Mittel für die GAP unattraktiv macht. 

In der aktuellen Förderperiode 2023-27 kann die Öko-Förderung in der 2. Säule, die von den 

Bundesländern angeboten wird, zu 100 %, im Regelfall jedoch zu mindestens 80 % aus EU-Mitteln 

finanziert werden. Die Tabelle 2 zeigt die bisher umgesetzte Kofinanzierung im GAP-Strategieplan 2023-

27 in den verschiedenen Bundesländern. 

De facto liegt der EU-Kofinanzierungssatz der Öko-Förderung zwischen 55 % und 100 %, was in den 

politischen Entscheidungen der Bundesländer begründet ist, wie die nationalen Mittel sowie die GAP-

Mittel aus der 1. Säule eingesetzt werden. In einigen Bundesländern gelten hohe nationale 

Kofinanzierungsraten: So wird in Bayern und in Baden-Württemberg die Förderung des Ökolandbaus 

nur zu 55 % aus EU-Mitteln finanziert, um die 100%ige Ausschöpfung der EU-Mittel sicher zu 

gewährleisten. In beiden Bundesländern gab es vor 2020 Volksbegehren zum Erhalt der Artenvielfalt, 

in denen der Ausbau des Ökolandbaus auf 30 % der Fläche (Bayern) oder 35 % (Baden-Württemberg) 

festgeschrieben wurde (Volksbegehren Bayern 2020, Volksbegehren Baden-Württemberg 2020). Dies 

ist ein weiterer Grund für die Bereitstellung eigener Landesmittel zur Förderung des Ökolandbaus.  

Auch Rheinland-Pfalz und das Saarland nahmen bei ihrer Öko-Förderung eine geringere EU-

Kofinanzierung in Anspruch, auch Nordrhein-Westfalen nutzte bei seiner Umstellungsförderung einen 

Kofinanzierungssatz von 57 %, während die Beibehaltungsförderung zu 100 % mit EU-Mitteln finanziert 

ist. Andererseits nutzen die meisten Bundesländer (BB, HE, MV, NW, ST, SH und TH) die Transfermittel 
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aus der 1. Säule, die zu 100 % EU-finanziert sind. Diese Bundesländer müssen aktuell keine nationalen 

Mittel für die Öko-Förderung aufwenden. 

Tabelle 2: Kofinanzierungsraten für die Förderung der ökologischen Landwirtschaft 

Bundesland 
EU-Kofinanzierung (%) 

2023-27 2028-34 

Baden-Württemberg 55 % 

70 % 

Bayern 54 % 

Brandenburg (& Berlin) 100 % 

Hessen 100 % 
Mecklenburg-Vorpommern 100 % 

Niedersachsen (& Bremen) 85 % 

Nordrhein-Westfalen* 57 % / 100 % 

Rheinland-Pfalz 64 % 

Saarland 69 % 

Sachsen 80 % 
Sachsen-Anhalt 100 % 

Schleswig-Holstein (&Hamburg) 100 % 

Thüringen 100 % 

Durchschnitt aller Bundesländer 79 % 

Quelle: eigene Darstellung; Die Kofinanzierungsraten 2023-27 wurden anhand der Angaben im Strategieplan (7.1) und dem 
BMLEH Leistungsbericht Strategieplan 2025 berechnet. * In Nordrhein-Westfalen kann keine durchschnittliche 
Kofinanzierungsrate berechnet werden, da werden die Sätze für Umstellungs- und Beibehaltungsförderung dargestellt. 

Im Durchschnitt aller Bundesländer liegt der EU-Finanzierungsanteil bei 79 %, was jedoch vor allem 

durch die frei gewählte, niedrige Kofinanzierungsrate von Bayern und Baden-Württemberg verursacht 

ist. Berechnet man die EU-Kofinanzierungsrate in allen Bundesländern ohne Bayern und Baden-

Württemberg, so kommt man auf einen EU-Anteil bei der Förderung des Ökolandbaus von 93 %.  

Diese Kofinanzierungssätze führen zu unterschiedlichen Effekten in den Bundesländern: So können 

Bayern und Baden-Württemberg in Zukunft durch ihre niedrigen EU-Anteile de facto ihre nationalen 

und Landesmittel reduzieren: Ihr EU-Kofinanzierungssatz steigt von 55 % auf 70 %. Die zwei 

Bundesländer können für den Ökolandbau erhebliche Eigenmittel nutzen, da sie andere Maßnahmen 

der 2. Säule wie die AUKM oder LEADER mit hohen EU-Anteilen (80 %/100 %) kofinanzieren. Auch auf 

Bayern und Baden-Württemberg kommen in der nächsten Förderperiode zusätzliche Ausgaben zur 

Förderung von Umweltzielen in der GAP zu. Der hier dargestellte Effekt ist insofern ein Sondereffekt, 

der sich nur auf die Förderung des Ökolandbaus bezieht. Auch in Rheinland-Pfalz und im Saarland steigt 

der EU-Anteil von 64 %/69 % auf 70 % leicht.  

Die anderen Bundesländer müssen dagegen zusätzliche finanzielle Mittel in die Förderung des 

Ökolandbaus investieren, da hier der EU-Anteil von 100 % oder 80 % auf künftig 70 % sinkt und mehr 

Mittel aus Bundes- und Landesmitteln finanziert werden müssen. De facto könnten somit die zwei 

reichen Bundesländer Baden-Württemberg und Bayern Mittel reduzieren, indem sie den hohen 

Eigenanteil an der Finanzierung zurückfahren. Alle anderen Bundesländer müssen gegenüber der 

aktuellen Förderperiode zusätzliche finanzielle Mittel für die Förderung des Ökolandbaus aufbringen. 

Das Ziel dieser Studie besteht darin, diesen finanziellen Mehraufwand zu beziffern. Für Bayern und 

Baden-Württemberg fallen die zusätzlichen finanziellen Belastungen dagegen in anderen Bereichen an. 

Es gibt weitere Änderungen, die die Förderung des Ökolandbaus in der nächsten Förderperiode 2028-

2034 einschränken könnten. Eine zentrale Rolle kommt dem fehlenden Umwelt-Ringfencing innerhalb 

der GAP ab 2028 zu. Dieses Ringfencing sieht in der aktuellen Förderperiode 2023-2027 vor, dass 25 % 

der 1. Säule und 35 % der 2. Säule für Umweltziele ausgegeben werden (vgl. Lakner 2025a: S. 330). 
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Diese Regelung führte dazu, dass gegenüber vorherigen Förderperioden ein höherer Anteil des GAP-

Budgets für Umweltinstrumente aufgewendet wurde. Der GAP-Reformentwurf sieht ein solches 

explizites Ringfencing nicht mehr vor. An die Stelle des Ringfencings könnte das „Budget-Tracking“ des 

GAP-Reformentwurfs treten, das vorsieht, dass innerhalb des Nationalen und Regionalen 

Partnerschaftsfonds (NRPF) 40 % der Ausgaben umwelt- und klimarelevant sein sollen. Diese Form des 

Budget-Trackings ist jedoch umstritten, da die Berechnungsvorschriften teilweise nicht nachvollziehbar 

sind. So sieht die Berechnungsvorschrift vor, dass Direktzahlungen zu 40 % zu Umwelt- und Klimazielen 

beitragen. Diese Vorschrift lassen sich kaum mit der tatsächlichen (geringen) Umweltwirkung der 

Direktzahlungen in Einklang bringen. Insofern ist umstritten, ob das Budget Tracking eine ähnliche 

Wirkung auf die Umweltausgaben ausübt. Insgesamt ist also offen, ob in der nächsten Förderperiode 

ausreichend finanzielle Mittel für die Agrarumweltziele zur Verfügung stehen.  

Im Folgenden wird eine Abschätzung des Finanzierungsbedarfs in der künftigen GAP-Förderperiode 

vorgenommen. Hierbei ist wichtig zu beachten, dass dieser Finanzierungsbedarf für Bund und Länder 

anfällt. Die Gestaltung der Agrarumweltpolitik der 2. Säule war bisher Sache der Bundesländer, die die 

Programme für Ländliche Entwicklung gestalteten. Wie oben dargestellt beteiligt sich der Bund an den 

Kosten zur Förderung des Ökolandbaus über die Gemeinschaftsaufgabe für Agrarstruktur und 

Küstenschutz (GAK) (vgl. S. 3). Zusätzliche finanzielle Mittel zur Förderung des Ökolandbaus müssen 

daher von Bund und Ländern getragen werden. Wie die zukünftige Kompetenzverteilung von Bund und 

Ländern gestaltet wird, ist angesichts der neuen Förderarchitektur des NRPF allerdings unklar. Es wird 

in der Studie davon ausgegangen, dass die Kosten der Förderung des Ökolandbaus von Bund und 

Ländern (wie bisher) gemeinsam getragen werden. 

4 Schätzung des Finanzbedarfs in der GAP 2028-2034 

Für eine Schätzung des Finanzbedarfs für die Förderung des Ökolandbaus in Deutschland ist es 

erforderlich, im ersten Schritt den Finanzbedarf im Referenzjahr 2024 festzulegen. Der zweite Schritt 

besteht in einer Schätzung des Wachstums des Ökolandbaus bis 2031. Im dritten Schritt wird der 

Finanzierungsbedarf in der nächsten Förderperiode 2028-2034 für das Jahr 2031 abgeschätzt und mit 

dem Referenzjahr 2024 verglichen (Abbildung 1).  

  

Abbildung 3: Bestimmung des Finanzbedarfs zur Förderung des Ökolandbaus 2031  
Quelle: eigene Darstellung 



 11 

Die Kosten der Förderung des Ökolandbaus 2031 wird in zwei Szenarien geschätzt: In Szenario 1 wird 

von einem fortgesetzten Wachstum des Bio-Sektors ausgegangen, das anhand von ökonometrischen 

Verfahren geschätzt wird. In Szenario 2 wird dagegen unterstellt, dass der Bio-Sektor bis 2031 nicht 

mehr weiterwächst. Das zweite Szenario erscheint aus heutiger Sicht nicht besonders realistisch, dient 

aber in dieser Studie als mögliche Untergrenze der zusätzlichen finanziellen Belastungen für Bund und 

Länder. Mit Szenario 2 wird auch gezeigt, dass die zusätzlichen Belastungen auch bei fehlendem 

Wachstum des Bio-Sektors auftreten.  

Der Bund beteiligt sich im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) 

an der Finanzierung des Ökolandbaus mit 60 %. Bei der Schätzung des künftigen Finanzbedarfs der 

Ökoförderung 2031 wird davon ausgegangen, dass ein Teil dieses Finanzbedarfs auch zukünftig vom 

Bund über die GAK getragen wird. 

4.1 Finanzierung des Ökolandbaus im Referenzjahr 2024 

Wie bereits dargestellt, wird der Ökolandbau in der aktuellen Förderperiode über die Agrarumwelt und 

Klimamaßnahmen (AUKM, ENVCLIM) der 2. Säule der GAP gefördert. Hierbei sind zunächst zwei 

spezifische Förderinstrumente relevant: Die Flächenförderung des Ökolandbaus besteht aus der 

Umstellungsförderung (innerhalb der ersten zwei Jahre) und der Beibehaltungsförderung (ab dem 

3. Jahr). Diese Flächenförderung hat innerhalb der verschiedenen Flächenkategorien (Ackerland, 

Grünland, Dauerkultur, Gemüsebau) unterschiedliche Prämienhöhen. Daneben werden die Kontrollen 

im Ökolandbau als sog. „Transaktionskosten“ mit 40-60 €/ha und maximal bis 600 € pro Betrieb 

gefördert. Die Transaktionskosten kommen zur Flächenförderung hinzu, werden aber bei der 

Kostenschätzung dieser Studie ignoriert.  

Aktuell (Juni 2026) liegen die Daten der Förderperiode bis 2024 aus den Bundesländern vor. Hierbei 

wurden von vielen Bundesländern Daten zur Öko-Förderung bereitgestellt. In dieser Studie wurden die 

Förderdaten aus dem Leistungsbericht des Strategieplans 2025 verwendet (BMLEH 2025a). Geht man 

davon aus, dass die Förderperiode ursprünglich 2021 begonnen hat, liegen empirische Daten aus 2024, 

also dem vierten Jahr der Förderperiode, vor.  

Ein Problem dieser Daten liegt darin, dass die aktuelle Förderperiode 2023 zwei Jahren verspätet 

begonnen hat und selbst 2024 in erheblichem Maße noch Fördermittel aus der alten Förderperiode, 

also 2014-2022 ausgeschüttet werden. Dieser Prozess ist ein normales Phänomen in der 

Agrarumweltförderung der 2. Säule: Die Bundesländer bieten in der Regel mehrjährige Förderverträge 

an, die teilweise über das Ende einer Finanzperiode hinausgehen. Die Bundesländer haben 

entsprechende Finanzmittel in den Haushalt eingestellt, die bis zu zwei Jahre nach dem Ende einer 

Förderperiode ausgeschüttet werden. Diese Tatsache lässt sich etwa aus dem Leistungsbericht 

Strategieplan 2025 ablesen (BMLEH 2025a), in dem die Bundesländer Brandenburg, Nordrhein-

Westfalen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein keine Ausgaben für Öko-Förderung gemeldet 

haben. In diesen Bundesländern wird die Öko-Förderung noch vollständig aus Mitteln der alten 

Förderperiode bestritten. Daneben hat Bayern Fördermaßnahmen auf 175 Tsd. Hektar 

Fördermaßnahmen gemeldet, während die tatsächliche Öko-Fläche in Bayern 413 Tsd. Hektar beträgt, 

was den Schluss zulässt, dass auch in Bayern in erheblichem Maße Altverpflichtungen gezahlt werden.  

Die aktuellen Förderzahlen für die Öko-Förderung 2024 werden in Tabelle 3 dargestellt.  
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Tabelle 3: Geförderte Flächen der ökologischen Landwirtschaft in den Bundesländern 2024 

Bundesland Geförderte 
Fläche (ha)1) 

Öko-Fläche 
(ha)2) 

Differenz  
(ha) 

Baden-Württemberg 200.639 212.745 661 

Bayern 174.871 429.662 238.029 

Brandenburg 3) 221.878 229.262 2.722 

Hessen 114.151 127.598 13.949 

Mecklenburg-Vorpommern 71.438 207.795 137.362 

Niedersachsen 78.414 155.370 89.686 

Nordrhein-Westfalen 3) 80.145 91.754 15.055 

Rheinland-Pfalz 20.800 92.487 77.100 

Saarland 13.899 15.479 1,1 

Sachsen 81.433 89.453 10.367 

Sachsen-Anhalt3) 87.439 112.191 19.461 

Schleswig-Holstein 3) 47.350 80.349 30.350 

Thüringen 42.123 64.363 23.377 

Deutschland 1.234.581 1.908.508 658.119 

Quelle: eigene Berechnung.  
1) Förderdaten nach Angaben der Bundesländer 2026 bzw. Leistungsbericht des GAP-Strategieplans (BMLEH 2025a).  
2) Nach Angaben des Bundesamtes für Landwirtschaft und Ernährung (BLE), 2025. 3) In den Bundesländern wird der 
Ökolandbau durch Zahlungen aus Altverpflichtungen der Förderperiode 2014-2022 finanziert. 

Diese Zahlen der Tabelle zeigen, dass in einigen Bundesländern die Öko-Förderung weitgehend aus 

Altverpflichtungen finanziert wird. In Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und 

Schleswig-Holstein trifft dies vollständig zu, in anderen Bundesländern wie Bayern und Mecklenburg-

Vorpommern zumindest anteilig. Grundsätzlich gibt es diese Differenz auch ohne die Alt-

Verpflichtungen, da immer einige Flächen nicht vollständig förderfähig oder im Rahmen anderer AUKM 

gefördert werden, insofern wird niemals 100 % der Öko-Fläche im Rahmen der Daten der Öko-

Förderung erfasst. Gleichwohl zeigt die Statistik, dass das Bild aus den verfügbaren Förderdaten für das 

Jahr 2024 unvollständig ist. 

Aus diesem Grund werden die Ausgaben für die Ökoförderung im Jahr 2024 mit Hilfe einiger 

Berechnungen geschätzt. Diese Schätzung beruht auf einigen vereinfachenden Annahmen. 

1) Es wird unterstellt, dass die gesamte Öko-Fläche, die die Bundesanstalt für Landwirtschaft und 

Ernährung (BLE) ausweist, förderfähig sei und im Rahmen der Programme zur Förderung des 

Ökolandbaus auch gefördert wird. Es ist nicht vollständig bekannt, welche Öko-Flächen ggf. nicht 

förderfähig sind bzw. im Rahmen anderer Agrarumweltprogramme gefördert werden. Die erste 

Kategorie könnte zu einer leichten Überschätzung des finanziellen Bedarfs führen, die zweite 

Kategorie eher nicht. Wenn eine ökologisch bewirtschaftete Fläche im Rahmen der AUKM z.B. für 

extensive Grünlandnutzung gefördert wird, dann ist davon auszugehen, dass die Prämien für diese 

Programme ggf. höher sind als die Öko-Förderung, da die Betriebe diese Förderung nutzen und 

nicht die Öko-Beibehaltungsförderung. Dieser finanzielle Effekt einer alternativen AUKM-

Förderung könnte die Nullkosten auf nicht förderfähigen Öko-Flächen aufheben. 

2) Es wird unterstellt, dass die Flächen jeweils im Rahmen der Flächenkategorie Ackerland, Grünland, 

Gemüsebau und Dauerkultur gefördert werden. Die Flächenanteile werden aus Daten des 

Statistischen Bundesamtes zur Verteilung dieser Bodennutzung im Ökolandbau geschätzt. Es 

werden also die gesamte Ökofläche nach BLE-Daten mit den Anteilen für Ackerland, Grünland, 

Gemüsebau und Dauerkulturen multipliziert. Diese Flächenanteile werden in den Bundesländern 

mit den spezifischen Förderprämien für den Ökolandbau versehen, um die Fördersumme für die 

Öko-Förderung 2024 zu ermitteln. 
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4.2 Schätzung der Umstellungsfläche 2024 

Das Ziel dieser Studie besteht darin, eine typische Fördersituation im Jahr 2024 zu simulieren, da die 

realen Daten für 2024 einige Besonderheiten aufweisen. Dazu gehört auch, dass die Umstellungszahlen 

auf Ökolandbau im Jahr 2024 besonders niedrig waren. Daher werden für den Zweck dieser Studie die 

durchschnittliche Umstellungsfläche seit 2014 geschätzt und für das Jahr 2024 verwendet. Es wird 

weiterhin unterstellt, dass die in den Jahren n-2 als neue Öko-Flächen verzeichneten Flächen im 

Rahmen der Umstellungsförderung gefördert werden. Die Tabelle 4 stellt die Umstellungsflächen in der 

letzten Förderperiode 2014-2020 dar. Für die Berechnung wird der Mittelwert berechnet und auf 2 

Jahre skaliert. 

Tabelle 4: Umstellungsflächen auf Ökolandbau in den Bundesländern 2014-2021 (in Hektar) 

Bundesland 
2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 Mittelwert 

x 2 [in Hektar] 

Baden-Württemberg 5.902 20.675 14.529 32.111 - 10.846 6.437 10.488 22.656 

Bayern 15.841 55.362 28.939 28.335 27.849 16.130 22.120 55.593 

Brandenburg 3) 1.179 9.870 9.619 7.222 11.600 14.352 13.611 19.272 

Hessen 2.036 8.752 7.935 8.760 5.761 2.611 2.036 10.826 

Mecklenbg.-Vorp. 6.436 6.691 7.266 18.507 11.057 7.758 13.283 20.285 

Niedersachsen 1.201 14.715 12.769 7.713 12.981 13.899 8.450 20.494 

Nordrhein-Westfalen 3) -739 8.660 4.497 2.833 3.835 6.862 -673 7.221 

Rheinland-Pfalz 2.779 6.794 5.471 5.032 5.912 1.983 5.057 9.437 

Saarland 879 2.045 55 94 1.088 965 - 109 1.433 

Sachsen 761 10.724 9.252 4.500 5.414 5.176 10.458 13.224 

Sachsen-Anhalt 3) 1.430 3.933 12.079 20.927 11.669 3.042 6.173 16.929 

Schleswig-Holstein 3) 3.464 9.092 6.204 5.520 3.370 4.013 5.023 10.482 

Thüringen - 337 4.885 2.937 6.251 2.845 4.885 3.644 7.174 

Stadtstaaten 373 284 285 352 - 15 293 430 572 

Deutschland 41.205 162.482 121.837 148.157 92.520 88.406 99.991 215.599 

Quelle: Eigene Berechnung nach Daten der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE 2016-2022) 

Die umgestellte Fläche ist in den meisten Jahren und Bundesländern positiv, allerdings gibt es einzelne 

Jahre, in denen es in einigen Bundesländern eine Nettorückumstellung gibt, sprich die neu auf 

Ökolandbau umgestellte Fläche kleiner ist als die rückumgestellte Fläche.  

Diese Berechnungsmethode ist möglicherweise etwas optimistisch, da in der letzten Förderperiode 

2014-2020 einige den Ökolandbau förderliche Effekte vorhanden waren: So wurden die Öko-Prämien 

ab 2012 in zahlreichen Bundesländern erhöht, was systematisch zu höheren Umstellungsraten als 

vorher führte. Im Rahmen des EU-Fonds Next Generation EU (NGEU) wurden ab 2021 zusätzliche 

Gelder in der 2. Säule bereitgestellt, die die Finanzierungsmöglichkeiten für AUKM und die Öko-

Förderung erhöhten. Auch das allgemeine politische Umfelder war in den Jahren bis 2024 günstig, 

abzulesen aus den politischen Bekenntnissen zum Ökolandbau. Der Ökolandbau wurde im Rahmen der 

Volksbegehren für Insektenschutz regelmäßig als positive Maßnahme dargestellt (siehe oben), auch 

die Koalitionsverträge 2018 und 2021 listeten ambitionierte Wachstumsziele für den Ökolandbau, 

selbst wenn aus diesen Zielformulierungen kaum mehr als Absichtserklärungen erwuchsen. 

Aus jetziger Sicht lässt sich nicht abschätzen, ob eher solche unterstützenden oder sogar behindernde 

Effekte künftig eintreten. Die Umstellungsfläche 2024 wird mit den gleichen Prozentanteilen für 

Ackerland, Grünland, Gemüsebau und Dauerkulturen gewichtet, um die Umstellungsprämien zu auf 

die Flächen anwenden zu können. Die Förderung der Öko-Kontrollen („Transaktionskosten“) werden in 

dieser Studie ignoriert. Mit Hilfe der im GAP-Strategieplan angegebene Kofinanzierungssätzen aus den 

Bundesländern wird der nationale Anteil der Kofinanzierung für das Jahr 2024 ermittelt.  
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4.3 Schätzung des Wachstums des Ökolandbaus  

Die Schätzung künftiger Wachstumsraten erweisen sich als besonders schwierig, da die Erfahrung zeigt, 

dass die Wachstumsdynamik von zahlreichen Faktoren abhängig ist. Die Marktdynamik im Ökolandbau 

ist wichtig für die Betriebe. Die Literatur zur Rückumstellung auf konventionelle Wirtschaftsweise zeigt, 

dass fehlende Marktperspektiven für Betriebe eine wichtige Motivation sind, um zur konventionellen 

Wirtschaftsweise zurückzukehren (vgl. Sahm et al. 2013). In diesem Kontext waren die Jahre 2022 und 

2023 für den Öko-Sektor schwierig, weil in diesen Jahren der Preisabstand zu konventionellen 

Produkten zwischenzeitlich geringer war und sich erst 2023 auf „Normalmaß“ zurückentwickelte.  

Auch die Prämien für Umstellung und Beibehaltung der ökologischen Wirtschaftsweise können sich als 

mehr oder weniger attraktiv erweisen. Nach der Fischler-Reform mit der Einführung von Cross 

Compliance und dem ELER-Fonds wurden die Öko-Prämien in zahlreichen Bundesländer gekürzt mit 

dem Argument, dass ein Teil der Umweltstandards jetzt über Cross Compliance abgegolten sei. Die 

Folge war ein eher schleppendes Wachstum in den Jahren nach 2006/07. Diese Entwicklung wurde erst 

ab 2010 schrittweise in vielen Bundesländern korrigiert und Prämien wurden wieder angehoben. Die 

Folge waren erhöhte Wachstumsraten nach 2014 in vielen Bundesländern. Es ist kaum möglich, 

derartige Effekte zu prognostizieren. 

Für die Schätzung des Flächenwachstums im Ökolandbau werden die Flächendaten der ökologisch 

bewirtschaftete Fläche in den Bundesländern verwendet, die seit 2010 bei der Bundesanstalt für 

Landwirtschaft und Ernährung (BLE) vorliegen (BLE 2011-2025). Für die Schätzung der zukünftigen 

Flächennutzung wird ein ARIMA-Modell (Autoregressive Integrated Moving Average Model) 

angewendet. Die Parametrisierung der Ordnung der Prozesse wird für jedes Land im Rahmen des Box-

Jenkins-Verfahrens automatisiert anhand der Anpassungsgüte (kleinstes AIC, Akaike Information 

Criterion) ermittelt (Hyndman & Khandakar 2008). Dafür wird das Paket „forecast“ in R genutzt.  

Abbildung 4 zeigt die geschätzte Flächenentwicklung des Ökolandbaus bis 2031.  

 

Abbildung 4: Geschätzte Flächenentwicklung im Ökolandbau 2025-2031 
Quelle: Eigene Berechnung, basierend auf Daten der BLE 2011-2025, Methode AutoARMA in R.  
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Die Schätzergebnisse führen in den meisten Bundesländern zu einem moderaten Wachstum. In einem 

Bundeslandes, Sachsen-Anhalt, prognostiziert die Methode ein negatives Flächenwachstum: Hier sinkt 

die ökologisch bewirtschaftete Fläche von 112 Tsd. auf 94 Tsd. Hektar im Jahr 2031. Dies erscheint aus 

praktischen Gründen eher unwahrscheinlich, ist aber dem statistischen Schätzverfahren geschuldet, 

das in vielen anderen Bundesländern zu überzeugenden Ergebnissen führt. Aus Gründen der 

Konsistenz werden alle Ergebnisse der Schätzmethode übernommen.  

Laut Schätzung wächst der Ökolandbau in Deutschland bis 2031 auf eine Fläche von 2,136 Mio. Hektar 

(vgl. Tabelle 8 im Anhang), was einem Wachstum des Bio-Flächenanteils von 11,5 % auf 12,9 % der 

landwirtschaftlichen Nutzfläche in Deutschland entspricht. Das Wachstum fällt in den Bundesländern 

sehr unterschiedlich aus, wie in Abbildung 5 dargestellt wird. 

 

Abbildung 5: Geschätztes jährliches Wachstum des Ökolandbaus von 2024 bis 2031 (in %) 
Quelle: eigene Berechnung 

Die Ergebnisse zeigen, dass die jährlichen Wachstumsraten der ökologisch bewirtschafteten Fläche in 

den Bundesländern sehr unterschiedlich ausfallen. Während die Wachstumsraten in Sachsen, 

Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein über 4 % liegen, schrumpft die ökologisch bewirtschafte Fläche in 

Sachsen-Anhalt um jährlich 2,3 %. Auf Bundesebene wird eine Wachstumsrate von 1,7 % pro Jahr 

geschätzt. Die Ergebnisse zeigen auch, dass das Wachstum im Bio-Sektor hinter den Erwartungen von 

Seiten der Politik zurückbleibt. Die Ampelregierung hatte als Wachstumsziel 30 % Ökolandbau bis 2030 

ausgegeben, das Wachstumsziel der EU-Kommission liegt bei 25 % bis 2030 an der landwirtschaftlichen 

Fläche auf EU-Ebene (EU-Kommission 2020). Im Saarland werden die 25 % (Zielwert der EU-

Kommission) bis 2031 überschritten. Davon abgesehen wird kein anderer politischer Zielwert auch nur 

ansatzweise erreicht. Die vorliegende Schätzung der Wachstums der Ökofläche kann als „konservative 

Schätzung“ betrachtet werden. Angesichts der Marktlage ist es ohne Probleme vorstellbar, dass die 

Biofläche stärker zunimmt und die entsprechenden Kosten der Förderung noch höher ausfallen. 

Für das Jahr 2031 werden die Umstellungsflächen ab 2029 herangezogen, um die Kosten für die 

Umstellungsförderung zu schätzen. Die Tabelle 9 im Anhang zeigt die Umstellungsflächen auf 

Ökolandbau in den zwei Untersuchungsjahren 2024 und 2031. 
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5 Kostenschätzung für die Förderung des Ökolandbaus 2024 und 2031 

Im folgenden Abschnitt werden zwei Szenarien für die zukünftigen Ausgaben der Öko-Förderung 

geschätzt. Hierbei geht es darum, mögliche finanzielle Mehrbelastungen aufgrund des GAP-

Reformvorschlags zu schätzen. In Szenario 1 wird davon ausgegangen, dass der Bio-Sektor nach dem 

oben geschätzten Muster weiterwächst. Dieses Wachstum ist eine konservative Schätzung. Um jedoch 

eine mögliche Untergrenze der finanziellen Mehrbelastungen abzuschätzen, soll in Szenario 2 davon 

ausgegangen werden, dass der Ökolandbau ab 2024 nicht mehr weiterwächst. Dieses sehr restriktive 

Szenario ist schon angesichts der Entwicklung des Ökolandbaus in den letzten Jahrzehnten und 

beobachtbar positiven im Jahr 2025 unrealistisch, stellt aber unter Umständen eine Untergrenze in der 

Entwicklung des Sektors dar.  

5.1 Szenario 1 mit Wachstum des Bio-Sektors bis 2031 

Die geschätzte Bio-Fläche 2031 wird als Grundlage für eine Kostenschätzung genutzt. Es wird hierbei 

unterstellt, dass die Prämien für Umstellung auf Öko und Beibehaltung der ökologischen 

Wirtschaftsweise ab 2028 jährlich in Höhe der Inflation, d.h. mit 2 % ansteigen. Es wird davon 

ausgegangen, dass die Öko-Förderung mindestens im Umfang der Inflation ansteigt, da die Förderung 

ansonsten an Zahlungskraft verliert und die Öko-Förderung somit unattraktiv würde. Auch diese 

Hypothese ist konservativ gewählt. Allerdings wurden die Öko-Prämien in der GAP-Förderperiode 

2007-2013 eher leicht abgesenkt. Für den gewählten Anstieg um 2 % spricht, dass der EU-Haushalt in 

der Förderperiode 2028-2034 in diesem Maß mitwächst. Die angepassten Förderprämien werden mit 

der geschätzte Fläche 2031 multipliziert. Auf diese Weise wird der finanzielle Aufwand 2031 geschätzt. 

Die methodische Vorgehensweise der Berechnung wird in Anhang 2 am Beispiel Niedersachsens 

gezeigt. 

Die Tabelle 5 zeigt die Änderung der Ausgaben für die Förderung der ökologischen Landwirtschaft von 

2024 zu 2031 in Bund und Ländern sowie die Änderung des nationalen Anteils. 

Tabelle 5: Geschätzte Ausgaben für die Förderung des Ökolandbaus 2024 und 2031* (in Mio. €) 

 2024 2031 Differenz 

Fördersumme 556,830 € 655,292 € + 98,462 € 

Nationale Fördermittel (netto) 116,719 € 196,588 € + 79,868 € 

Nationaler Anteil BY / BW 90,817 € 69,905 € - 20,912 € 

Nationaler Anteil andere Bundesländer 25,903 € 126,683 € + 100,780 € 

Gesamtkosten 2028-34**   503,902 € 

Quelle: eigene Berechnung. * In Szenario 1 wird unterstellt, dass der Ökolandbau bis 2031 auf 13% anwächst, siehe oben.  
** In den ersten zwei Jahren einer Förderperiode gibt es häufig einen Rückgang der Förderung und eine gemischte 
Finanzierung, so dass die Kosten schwer zu schätzen sind. Daher werden die Mehrbelastungen hier nur mit 5 multipliziert. 
Die 504 Mio. € sind insofern als Untergrenze der Mehrbelastungen zu interpretieren, die auch höher ausfallen könnten. 

Die Schätzung zeigt, dass Ausgaben zur Förderung der ökologischen Landwirtschaft von 556,8 Mio. € 

(2024) auf 665,3 Mio. € (2031) ansteigen. Es entstehen zusätzliche Mehrbelastungen von 98 Mio. €. 

Die veränderten Kofinanzierungssätze und der gesunkene Anteil der EU an der Finanzierung führen 

dazu, dass die Mehrbelastungen weitgehend durch Bund und Länder getragen werden müssen.  

Für die Haushalte von Bund und Ländern ist entscheidend, wie sich der Umfang der nationalen Mittel 

für die Öko-Förderung verändert. Die Tabelle 6 zeigt die geschätzten Ausgaben in den Bundesländern 

für die Förderung des Ökolandbaus in den Jahren 2024 und 2031 im Vergleich: 
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Tabelle 6: Geschätzte Ausgaben für die Förderung des Ökolandbaus 2024 und 2031 in den 
Bundesländern (in 1.000 €) 

Bundesland 
EU-Anteil 

Ausgaben 
2024 

Nationaler 
Beitrag 

Ausgaben 
2031 

Nationale 
Mittel 

Differenz 

in % in 1.000 EUR 

Baden-Württemberg 55 % 61.947 27.876 82.146 24.644 -3.232 

Bayern 54 % 136.976 62.941 150.869 45.261 - 17.680 

Brandenburg (& BE) 100 % 51.891 – 61.345 18.403 18.403 

Hessen 100 % 32.130 – 36.504 10.951 10.951 

Meck.-Vorpommern 100 % 62.534 – 71.414 21.424 21.424 

Niedersachsen (& HB) 85 % 55.100 8.452 59.003 17.701 9.248 

Nordrhein-Westfalen 100 % 28.568 – 34.544 10.363 10.363 

Rheinland-Pfalz 64 % 32.926 11.771 45.690 13.707 1.936 

Saarland 69 % 3.666 1.136 4.659 1.398  261 

Sachsen 80 % 22.714 4.543 31.501 9.450 4.908 

Sachsen-Anhalt 100 % 27.905 – 24.382 7.314 7.314 

Schleswig-Holstein (& HH) 100 % 24.989 – 32.998 9.899 9.899 

Thüringen 100 % 15.485 – 20.238 6.071 6.071 

Deutschland  79,0 % 556.830 116.719 655.292 196.588 79.868 

DE ohne BY/BW 92,8%   98.462  100.780 

Quelle: eigene Berechnung 

Der nationale Anteil der Öko-Förderung lag 2024 bei 116,7 Mio. € und wurde von sechs Bundesländern 

getragen (vgl. 4. Spalte in Tabelle 6). Der größte Anteil der nationalen Mittel in 2024 (91 Mio. €) fällt in 

Bayern und Baden-Württemberg an. In diesen zwei Bundesländern wird ein besonders hoher Anteil an 

Bundes- und Landesmitteln in die Förderung des Ökolandbau investiert, was zum niedrigen EU-Anteil 

von 55 % führt. Diese Entscheidung der zwei finanzstärksten Bundesländern war eine politisch-

strategische Entscheidung, um auf diese Weise mehr EU-Mittel zu erhalten. Allerdings dürften für die 

Beibehaltung anderer, bisher zu höheren Anteilen aus Brüssel finanzierten Agrarumweltprogrammen 

in Bayern und Baden-Württemberg künftig mehr Eigenmittel nötig sein, so dass die Reduktion der 

Ausgaben für die Agrarumweltprogramme insgesamt möglicherweise ausbleibt oder es auch in den 

Ländern zu höheren Belastungen als derzeit kommt.  

Auf der anderen Seite nutzen sieben Bundesländer die Mittel aus der 1. Säule, die zu 100 % durch die 

EU finanziert werden. Dies bedeutet, dass in diesen Bundesländern bisher überhaupt keine nationalen 

Mittel anfielen. Gerade in diesen Bundesländer bedeutet ein Absinken der EU-Kofinanzierung von 

100 % auf 70 % hohe zusätzliche finanzielle Belastung.  

Die nationalen Mittel steigen im Jahr 2031 laut Schätzung um 79,9 Mio. € auf 196,6 Mio. € an. Allerdings 

ist die Verteilung der finanziellen Mehrbelastungen zwischen Bundesländern höchst unterschiedlich 

(Abbildung 6). 
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Abbildung 6: Finanzielle Belastung für Bund und Länder durch die Förderung des Ökolandbaus 2031  
Quelle: eigene Berechnung. Die Änderungen der Ausgaben werden in Mio. € angegeben. Diese Änderungen sind von Bund 
und den Bundesländern gemeinsam zu tragen. 

Betrachtete man die Änderung der Ausgaben in allen Bundesländern, so fallen die zusätzlichen 

finanziellen Belastungen für Bund und Länder sehr unterschiedlich aus. In Bayern und Baden-

Württemberg sinken die nationalen Mittel um 21 Mio. €, da hier wie dargestellt der EU-Anteil von 55 % 

auf 70 % ansteigt (vgl. auch Tabelle 2, S.9). Dieses Ergebnis beruht auch auf der Annahme, dass diese 

Bundesländer ihre politische Finanzierungsstrategie vollständig ändern. Würde in die Bundesländer 

Bayern und Baden-Württemberg den bisherigen EU-Anteil von 55 % aus politischen Gründen 

beibehalten, würden auch hier die finanziellen Belastungen um 15 Mio. € pro Jahr ansteigen.  

In allen anderen Bundesländern steigen die Ausgaben der Öko-Förderung bis 2031 um 100,8 Mio. €. 

Am geringsten fallen die Mehrbelastungen in Rheinland-Pfalz und dem Saarland mit 2,2 Mio. € aus, da 

hier der EU-Anteil von derzeit 64 % bzw. 69 % auf 70 % sogar leicht ansteigt, so dass die höheren 

Belastungen allein durch die deutlich gestiegene geförderte Bio-Fläche entstehen. In allen anderen 

Bundesländern sinkt der EU-Anteil von 80 %, 85% oder 100 % auf 70 % und steigen somit auch die 

finanziellen Belastungen. Auf Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg, zwei der finanziell 

schwächsten Bundesländer, fallen allein 40 % der zusätzliche Ausgaben im Jahr 2031 in Höhe von 

39,8 Mio. € an. 

Die höheren nationalen Anteile werden durch die veränderten EU-Kofinanzierungssätze verursacht, die 

der GAP-Reformentwurf vorschlägt. Daneben führt auch der gestiegene Flächenanteil des Ökolandbaus 

in einigen Ländern zu höheren Kosten - in Ländern wie z.B. in Rheinland-Pfalz oder im Saarland.  

Die Schätzung der Gesamtkosten für die gesamte Förderperiode 2028-34 ist nicht einfach. Aus den 

vergangenen Förderperioden ist bekannt, dass die Öko-Förderung sowie die Förderung über die 

Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen zu Beginn einer neuen Förderperiode regelmäßig zurückgeht. Oft 

ändern sich Förderbedingungen und es dauert 1-2 Jahre, bis die Betriebe sich entschieden haben, ob 

sie auch in der neuen Förderperiode an den angebotenen Programmen teilnehmen. Des Weiteren 

laufen zu Beginn einer neuen Förderperiode (wie oben dargestellt) noch die Förderverträge aus der 

alten Förderperiode weiter, so dass sich eine komplexe Mischfinanzierung ergibt. Es ist daher unklar, 

wie die finanziellen Belastungen in den ersten zwei Jahren 2028/29 ausfallen.  
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Es wird daher die Annahme getroffen, dass man in den fünf Kernjahren einer Förderperiode die vollen 

Kosten der Förderung zu tragen hat. Die geschätzten Mehrbelastungen der Bundesländer (ohne Bayern 

und Baden-Württemberg) von 100 Mio. € werden folglich mit fünf multipliziert. Wir kommen zu dem 

Ergebnis, dass die geschätzten Mehrbelastungen bei mindestens 500 Mio. € liegen. Diese Zahl stellt 

eine Untergrenze der Mehrbelastungen dar, da auch in den ersten Jahren der Förderperiode 

Belastungen anfallen. Es wäre auch denkbar, dass Mehrbelastungen bis zu 700 Mio. € entstehen, die 

aufgrund der Komplexität der GAP-Finanzierung jedoch seriös nicht zu schätzen sind.  

5.2 Szenario 2 ohne Wachstum des Bio-Sektors bis 2031 

Das zweite Szenario geht davon aus, dass der Bio-Sektor bis 2031 nicht weiterwächst und man 2031 

von der gleichen Bio-Fläche wie 2024 ausgehen kann. Dieses sehr restriktive Szenario hat zur Folge, 

dass keine Ausgaben für die Umstellung auf Ökolandbau anfallen. Die hohen Umstellungsprämien sind 

ein erheblicher Kostenfaktor, der in diesem Szenario entfällt.  

Für die Schätzung der Ausgaben wurden die Bio-Flächen von 2024 genutzt. Die Annahme, dass die Öko-

Prämien um eine Inflationsrate von 2 % steigen, wird dagegen beibehalten. Für die Gesamtkosten 

werden wie in Szenario 1 die Ausgaben der Öko-Förderung für die einzelnen Bundesländer und analog 

die jeweiligen nationalen Finanzierungsanteile berechnet. Die Tabelle 7 stellt die geschätzten Ausgaben 

der Öko-Förderung sowie den nationalen Anteil im Jahr 2031 dar. 

Tabelle 7: Geschätzte Ausgaben für die Förderung des Ökolandbaus 2024 und 2031* (in Mio. €) 

 2024 2031 Differenz 

Fördersumme 556,830 € 577,247 € + 20,417 € 

Nationale Fördermittel (netto) 116,719 € 173,174 € + 56,455 € 

Nationaler Anteil BY / BW / RP / SA 103,724 € 72,965 € - 30,759 € 

Nationaler Anteil andere Bundesländer 12,995 € 100,209 € + 87,214 € 

Gesamtkosten 2028-34**   436,071 € 

Quelle: eigene Berechnung. * In Szenario 2 wird unterstellt, dass der Ökolandbau bis 2031 nicht wächst.  
** In den ersten zwei Jahren einer Förderperiode gibt es häufig einen Rückgang der Förderung und eine gemischte 
Finanzierung, so dass die Kosten schwer zu schätzen sind. Daher werden die Mehrbelastungen hier nur mit 5 multipliziert. 
Die 436 Mio. € sind insofern als Untergrenze der Mehrbelastungen zu interpretieren, die auch höher ausfallen könnten. 

Das Ergebnisse zeigen, dass die Ausgaben der Bio-Förderung von 557 Mio. € auf 577 Mio. € im Jahr 

2031 ansteigen. Dieser Anstieg kommt jetzt ausschließlich durch die via Inflationsausgleich erhöhten 

Prämien zustande. Auch in diesem Szenario steigt der nationale Anteil der Fördermittel von 117 Mio. € 

auf 173 Mio. €. Die Differenz beträgt 56,5 Mio. €, wobei einige Bundesländer auch nationale oder 

Landesmittel reduzieren. Es kommt auf die zusätzlichen Ausgaben der Bundesländer durch die 

veränderten Kofinanzierungsregeln an. Die Schätzung geht hier von 87,2 Mio. € pro Jahr aus. Diese 

zusätzlichen Ausgaben müssen von Bund und Ländern getragen werden, verteilen sich jedoch wie in 

Szenario 1 unterschiedlich auf die Bundesländer. Die Abbildung 7 zeigt die Verteilung der finanziellen 

Mehrbelastungen für Bund und Länder 2031 in Szenario 2 (kein Wachstum). 
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Abbildung 7: Finanzielle Belastung für Bund und Länder durch die Förderung des Ökolandbaus 2031 
in Szenario 2 (kein Wachstum) 
Quelle: eigene Berechnung 

In Szenario 2 profitieren neben Bayern und Baden-Württemberg jetzt auch Rheinland-Pfalz und das 

Saarland von einem höheren EU-Anteil in der Kofinanzierung. Die vier Bundesländer reduzieren ihre 

Ausgaben in Höhe von 30,7 Mio. €, wobei der größte Anteil in Bayern und Baden-Württemberg 

reduziert werden kann. Auch dieses Ergebnis beruht auf der Annahme, dass die Bundesländer ihre 

Förderstrategie, die in der Bereitstellung von hohen nationalen Mitteln besteht, künftig ändern. 

Die anderen Bundesländer müssen wie in Szenario 1 mit erheblichen finanziellen Mehrbelastungen 

rechnen. Aufgrund der gesunkenen EU-Kofinanzierung fallen Mehrbelastungen in Höhe von 87,2 

Mio. € an, die von Bund und Ländern getragen werden müssen. Und ähnlich wie in Szenario 1 sind 

einige der finanzschwächsten Bundesländer von hohen finanziellen Mehrbelastungen betroffen: Die 

finanzschwachen Ost-Länder Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Sachsen-Anhalt müssen 

zusätzliche finanzielle Lasten von 45 Mio. € tragen, was 52 % der Mehrbelastungen insgesamt ist.  

Das Ergebnis von Szenario 2 zeigt, dass mit hohen Mehrbelastungen in Bund und Ländern zu rechnen 

ist, weitgehend unabhängig von der Frage, wie stark der Ökolandbau wächst. Die ungünstigen 

Kofinanzierungssätze im GAP-Reformentwurf führen zu einem systemimmanenten Anstieg der 

finanziellen Belastungen. Auch in diesem Szenario ist davon auszugehen, dass die Mehrbelastungen 

mindestens in fünf der sieben Jahre der nächsten Förderperiode 2028-34 anfallen. Es erscheint daher 

realistisch, von einer finanziellen Mehrbelastung von 436 Mio. € in den Jahren 2028-34 auszugehen. 

Diese Summe liegt kaum unter den in Szenarion 1 geschätzten finanziellen Belastungen von 500 Mio. €. 

Dies zeigt, dass die Kofinanzierungssätze für die Finanzen in Bund und Ländern ein systematisches 

Problem sind.  

Insgesamt erscheint das Szenario 2 wenig realistisch, da es in der Vergangenheit lediglich zwei Jahre 

gab, in denen der Bio-Sektor flächenmäßig nicht gewachsen ist. Am Bio-Markt, für den seit 2000 Daten 

vorliegen, gab es in den letzten Jahren ein Jahr mit einem Rückgang. Unter Berücksichtigung der 

Inflation hat der Bio-Markt drei schwierige Jahre hinter Sicht, ist aber 2025 wieder deutlich gewachsen. 

Insofern ist auch der Bio-Markt in den letzten Jahrzehnten beständig gewachsen. Es dürfte sich in 

Zukunft eher die Frage stellen, in welchem Tempo der Bio-Sektor wächst. Das Szenario 2 ist jedoch 
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insofern interessant, da es basierend auf einer sehr restriktiven Annahme die Ausgaben für die Bio-

Förderung limitiert und eine mögliche Untergrenze der Förderkosten darstellt.  

6 Diskussion und Schlussfolgerungen 

Die Berechnungen zeigen, dass der GAP-Reformentwurf die Förderung des Ökolandbaus in der 

nächsten Förderperiode vor systematische Probleme stellen wird. Die hier berechneten finanziellen 

Belastungen für die Förderung des Ökolandbaus von ca. 500 Mio. € werden von den finanziell 

schwächeren Bundesländern kaum getragen werden können. Die Berechnungen zeigen auch, dass 

diese Mehrbelastungen weitgehend unabhängig von der geförderten Fläche oder der Höhe der 

Prämien anfallen werden: Wenn der Ökolandbau bis 2031 überhaupt nicht wächst, wie in Szenario 2 

angenommen, ist in der nächsten Förderperiode mit Mehrbelastungen für Bund und Länder von 

mindestens 440 Mio. € zu rechnen. Da die Mehrbelastungen konservativ geschätzt wurden, erscheint 

es plausibel, dass Kosten im mittleren dreistelligen Millionenbereich entstehen. Das Absenken der EU-

Kofinanzierung macht die Förderung von Umweltzielen in der GAP, zu denen der Ökolandbau beiträgt, 

unattraktiv.  

Die Ergebnisse zeigen, dass die finanziellen Mehrbelastungen zwischen den Bundesländern sehr 

ungleich verteilt sind. Bayern und Baden-Württemberg sind die zwei finanzkräftigsten Bundesländer, 

die in der Regel gemeinsam mit Hessen und Hamburg die Lasten des Länderfinanzausgleichs tragen. 

Die Ergebnisse zeigen, dass die zwei finanzkräftigsten Bundesländer in der Förderperiode 2028-34 

Fördermitteln reduzieren können, während die finanzschwachen Länder im Osten und Norden 

erhebliche zusätzliche Ausgaben für die Öko-Förderung aufbringen müssen. 

Die Analyse in dieser Studie beschränkt sich auf den speziellen Bereich der Öko-Förderung. Hierbei 

kommen einige Sondereffekte zu tragen. Die mögliche Mittelreduktion für den Ökolandbau in Bayern 

und Baden-Württemberg zählen dazu. Auch in diesen zwei Bundesländern werden finanzielle Mittel 

der 1. Säule für AUKM genutzt, die zu 100 % von der EU finanziert werden. D.h. die zusätzlichen 

finanziellen Belastungen, die für andere Bundesländer in der Öko-Förderung auftreten, könnten für 

Bayern und Baden-Württemberg in anderen Förderprogrammen wie z.B. den AUKM entstehen. Daher 

erscheint es notwendig, alle Förderlinien der 2. Säule zu analysieren, um die finanziellen Effekte 

vollständig zu erfassen. Ein erster Ansatz in diese Richtung liegt für das Bundesland Sachsen bereits 

vor: Hier gehen die Autor:innen von einer Verdopplung der nationalen Mittel für alle Maßnahmen der 

2. Säule in der nächsten Förderperiode aus (Balmann et al. 2026). Die Ergebnisse dieser Studie zeigen, 

dass die nationalen Mittel für die Förderung des Ökolandbaus im Durchschnitt aller Bundesländer um 

68 % ansteigen (vgl. Tabelle 6).  

Das Kernproblem im GAP-Reformentwurf besteht darin, dass die neuen Kofinanzierungsregeln falsche 

Anreize setzen. Eine Reihe von Instrumenten wie Direktzahlungen („Degressive flächenbezogene 

Einkommensstützung, DABIS“) und gekoppelte Zahlungen können weiterhin zu 100 % aus EU-Mitteln 

finanziert werden. Andere Instrumente wie die Agrarumwelt- und Klimaaktionen kommen dagegen nur 

noch auf einen EU-Anteil von 70 %. Gleichzeitig hat die EU-Kommission vorgeschlagen, das GAP-Budget 

um ca. 15 % zu kürzen (Matthews 2025). Es besteht somit ein Anreiz, vor allem Direktzahlungen und 

gekoppelte Zahlungen anzubieten, während es für Bund und Länder eher unattraktiv ist, andere 

Förderinstrumente der GAP anzubieten. 

Zu den ungünstigen Finanzierungskonditionen kommt hinzu, dass in Deutschland in Bund und in den 

Ländern wie auch in vielen anderen EU-Mitgliedsstaaten ohnehin eine schwierige Haushaltslage 

vorherrscht. Die Bundesregierung sowie viele Landesregierungen führen aktuell Debatten, wie sie ihre 
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Landeshaushalte kürzen können. Durch die neuen Kofinanzierungsregeln entsteht möglicherweise eine 

Situation, in der es für Politiker für Bund und Länder aus finanzieller Sicht naheliegend erscheint, vor 

allem Direktzahlungen und gekoppelte Zahlungen zu programmieren und möglichst auf Instrumente 

zu verzichten, die eigene Kofinanzierungsmittel erfordern.  

In der aktuellen Förderperiode 2023-27 hat das „financial Ringfencing“ dazu geführt, dass erhebliche 

finanzielle Mittel für Umweltziele wie die Förderung des Ökolandbau oder andere Agrarumwelt- und 

Klimamaßnahmen bereitgestellt wurden. Ein financial Ringfencing ist im Reformentwurf für die nächste 

Förderperiode nicht mehr vorgehsehen. Insofern fehlt ein weiterer Faktor, der zu einer auskömmlichen 

Förderung von Umweltzielen geführt hat. 

Aus Sicht von Bürger:innen und Steuerzahler:innen ist eine solche Ausgestaltung der nächsten GAP-

Förderperiode problematisch. Ein rationales Ziel in der Agrarpolitik ist die Förderung von öffentlichen 

Gütern oder Gemeinwohlleistungen. Direktzahlungen oder gekoppelten Zahlungen tragen kaum zu 

öffentlichen Gütern bei, sie werden von Seiten der wissenschaftlichen Agrarpolitik seit Jahrzehnten 

kritisiert (WBAE 2010, 2018). Die Zukunftskommission Landwirtschaft hat sich 2021 darauf geeinigt, 

dass Deutschland mittelfristig bis 2034 aus den Direktzahlungen aussteigt (ZKL 2021). Insofern läuft der 

GAP-Reformentwurf dieser Transformation entgegen. Es ist von Seiten der Wissenschaft vielfach 

empfohlen worden, GAP-Zahlungen stärker an Gemeinwohlleistungen zu orientieren. Die Instrumente 

der Umweltförderung innerhalb der GAP fördern Gemeinwohlleistungen. Die Eco-Schemes der 1. Säule 

und Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen der 2. Säule, in dessen Rahmen die Förderung des 

Ökolandbaus stattfindet, erfüllen dieses Kriterium. Der GAP-Reformentwurf erschwert den finanziellen 

Ausbau dieser Instrumente auf systematische Weise. Die Bundesländer müssen bei einer Fortsetzung 

ihrer Förderpolitik mit höheren finanziellen Belastungen rechnen (vgl. dazu Balmann et al. 2026). 

Die Kofinanzierungsregeln setzen insofern Anreize, an ordnungspolitisch problematischen 

Instrumenten festzuhalten, während die für Bürger und für einen Teil der Landwirtschaft wichtigen 

Instrumente finanziell zu kurz kommen. Der Ökolandbau könnte aufgrund dieser Anreize zu kurz 

kommen, aber auch andere wichtige Förderinstrumente für die Förderung von Umweltinstrumenten 

in der GAP könnten gekürzt werden. Der Maßstab für das Angebot von Förderprogrammen in der 

Agrarpolitik sollte ihr Beitrag zum Gemeinwohl in der Landwirtschaft und zur Lösung drängender 

Probleme des Sektors sein, und nicht die Frage, welche Kofinanzierungsraten die finanziellen Lasten 

für den Bundes- und Landeshaushalt möglichst reduzieren. Die Kofinanzierungsregeln leiten die 

Ausgestaltung der GAP von vorneherein weg von einer inhaltlichen Bewertung in eine Richtung, die 

Entscheidungen aus einer knappen Haushaltslage begründen. Es ist haushaltspolitisch zwar legitim, 

Ausgaben auf den Prüfstand zu stellen. Allerdings wäre dies auch mit ausgewogenen 

Kofinanzierungsregeln möglich. Wenn alle GAP-Instrumente den gleichen Kofinanzierungsregeln 

unterliegen, könnten weiterhin Einsparpotenziale ausgelotet werden. Aber die inhaltliche Frage, 

welche Förderprogramme gesamtgesellschaftlich Sinn ergeben, würde in diesem Fall nicht von 

fragwürdigen Kofinanzierungsregeln überlagert. 

Es ergeben sich folgende Empfehlungen: 

1. Deutliche Positionierung der deutschen Bundesregierung unter Berücksichtigung der 

Interessen der Bundesländer, sowie Einbringung dieser Interessen in den Verhandlungsprozess 

zur GAP-Reform im Europäischen Rat.  

2. Aufstockung der finanziellen Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und 

Küstenschutz (GAK), mit der die Programme der bisherigen 2. Säule der GAP zu 60 % 

kofinanziert werden. Eine bessere finanzielle Ausstattung der GAK ist hierbei zwar eine 
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notwendig, aber keine hinreichende Bedingung, da zunächst die Bundesländer Mittel aus den 

Landeshaushalten aufbringen müssen, bevor die Kofinanzierung der GAK überhaupt greift.  

3. Änderung der finanziellen Rahmenbedingungen für die GAP 2028-34: Die Bundesregierung 

hält sich aktuell bezüglich der GAP-Reform bedeckt und vergibt damit eine wichtige Chance zur 

Entwicklung besserer Regeln für die GAP. Deutschland ist größter Nettozahler für den EU-

Haushalt. In dieser Position erscheint es besonders wichtig, dass die beigetragenen Mittel nicht 

nur in Deutschland, sondern EU-weit zu Gemeinwohlleistungen beitragen. Es ist für 

Bürger:innen und Steuerzahler:innen andersherum nicht vermittelbar, warum der deutsche 

Nettobeitrag zur GAP weiterhin Direktzahlungen in anderen EU-Mitgliedsstaaten finanzieren 

sollen. Daher wäre es besonders wichtig, die verfehlten Anreize zugunsten kritikwürdiger GAP-

Instrumente zu eliminieren.  

4. Änderung der Kofinanzierungsregeln für die GAP 2028-34: Die Bundesregierung sowie die 

Landesregierungen sowie das EU-Parlament sollte daher darauf hinwirken, diese Schieflage zu 

korrigieren und das System der Kofinanzierung zu ändern. Hierbei könnte eine sinnvolle 

Überlegung darin bestehen, alle GAP-Instrumente mit dem gleichen Kofinanzierungssatz zu 

versehen, um keine Anreize für bestimmte Instrumente zu setzen.  

5. Fortsetzung der „Grünen Architektur“ in der nächsten Förderperiode: Die Agrarsektoren in 

der EU stehen weiterhin vor erheblichen Umweltprobleme, die gelöst werden müssen. Der 

fortschreitende Klimawandel, der Rückgang der Biodiversität, rückläufige Bodenfruchtbarkeit 

und Nährstoffüberschüsse sind einige Probleme, die mit Hilfe der GAP gelöst werden können. 

Es erscheint daher wichtig, die funktionierenden, effektiven Agrarumweltprogramme 

fortzuschreiben und mit zusätzlichen Mittel auszustatten. Nur mit einer solchen 

Vorgehensweise kann die Gemeinsame Agrarpolitik der EU die gesellschaftliche Akzeptanz 

erhalten. 
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Anhang 1: Ergänzende Angaben 

Tabelle 8: Ökologisch bewirtschaftete Fläche 2024 sowie Schätzung 2031 

Bundesland 

2024 2031 

Differenz  Beibe-
haltung 

Um-
stellung 

gesamt 
Beibe-

haltung 
Um-

stellung 
gesamt 

[In Hektar] 

Baden-Württemberg 195.103 17.642 212.745 250.363 15.047 265.410 52.665 € 

Bayern 386.538 43.124 429.662 451.196 2.826 454.022 24.360 € 

Brandenburg (+BE) 210.440 18.822 229.262 247.271 7.214 254.485 25.223 € 

Hessen 119.255 8.343 127.598 133.889 1.103 134.993 7.395 € 

Mecklenbg-Vorp. 190.051 17.744 207.795 219.900 4.842 224.742 16.947 € 

Niedersachsen (+HB) 141.090 17.199 158.289 165.760 2.988 168.748 10.459 € 

Nordrhein-Westfalen 87.417 4.337 91.754 100.325 3.428 103.753 11.999 € 

Rheinland-Pfalz 84.787 7.700 92.487 112.042 7.822 119.864 27.377 € 

Saarland 14.233 1.246 15.479 18.011 763 18.775 3.296 € 

Sachsen 78.895 10.558 89.453 109.245 7.917 117.162 27.709 € 

Sachsen-Anhalt 103.399 11.317 114.717 94.508 - 1.907 92.600 - 22.116 € 

Schleswig-Holstein (+HH) 73.342 8.792 82.134 96.188 6.513 102.701 20.567 € 

Thüringen 58.071 6.292 64.363 74.840 4.191 79.031 14.668 € 

Deutschland  1.742.622 173.116 1.915.738 2.073.537 62.747 2.136.284 220.546 € 

Quelle: eigene Berechnung. Gesamtfläche 2024 ist von BLE 2025. Die Umstellungsflächen 2024 sind Schätzung mit Hilfe 
eines langjährigen Mittelwertes 2015-2022. Die Flächen 2031 wurden mit Hilfe eines ARIMA-Modells geschätzt. 

Tabelle 9: geschätzte Umstellungsflächen in den Bundesländern 2024 und 2031 

Bundesland 
Umstellungsfläche in Hektar 

2024 2031 

Baden-Württemberg 22.656 15.047 

Bayern 55.593 2.826 

Brandenburg * 19.272 7.214 

Hessen 10.826 1.103 

Mecklenburg-Vorpommern 20.285 4.842 

Niedersachsen 20.494 2.674 

Nordrhein-Westfalen * 7.221 3.428 

Rheinland-Pfalz 9.437 7.822 

Saarland 1.433 763 

Sachsen 13.224 7.917 

Sachsen-Anhalt* 16.929 - 1.907 

Schleswig-Holstein* 10.482 6.411 

Thüringen 7.174 4.191 

Stadtstaaten 572 421 

Deutschland 215.599 62.752 

Quelle: eigene Berechnung. 
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Tabelle 10: Geschätzte Ausgaben für die Förderung des Ökolandbaus 2024 und 2031 (in 1.000 €)  

Bundesland 

2024 2031 Differenz 
2024 zu 

2031 
Beibe-

haltung 
Um-

stellung 
Gesamt  

Beibe-
haltung 

Um-
stellung 

Gesamt 
2031 

Baden-Württemberg 53.576,6 8.370,4 61.947.025 74.418,7 7.727,6 82.146,2 20.199,2 

Bayern 118.360,9 18.615,2 136.976,1 149.548,8 1.320,3 150.869,0 13.892,9 

Brandenburg (+BE) 46.460,2 5.430,4 51.890,6 59.091,6 2.252,9 61.344,5 9.453,9 

Hessen 29.758,5 2.371,3 32.129,8 36.164,2 339,5 36.503,6 4.373,9 

Mecklenburg-Vorpommern 55.318, 5 7.215,5 62.534.0 69.282,8 2.131,3 71.414,1 8.880,2 

Niedersachsen (+HB) 44.886,3 10.213,5 55.099,7 57.081,6 1.920,9 59.002,5 3.902,8 

Nordrhein-Westfalen 26.123.1 2.445,3 28.568,4 32.451,7 2.092,3 34.544,0 5.975,6 

Rheinland-Pfalz 28.673,4 4.252,5 32.926,0 41.013,9 4.676,1 45.690,0 12.764,1 

Saarland 3.153,6 512,3 3.665,9 4.319,7 339,7 4.659,4 993,5 

Sachsen 19.013.3 3.700,8 22.714,1 28.497,7 3.003,7 31.501,4 8.787,3 

Sachsen-Anhalt 25.151,6 2.752,9 27.904,6 24.883,9 - 502,2 24.381,6 - 3.522,9 

Schleswig-Holstein (+HH) 20.979,4 4.009,9 24.989,4 29.782,5 3.215,6 32.998,1 8.008,8 

Thüringen 13.461,8 2.022,7 15.484,5 18.779,3 1.458,2 20.237,5 4.753,0 

Deutschland  484.917,3 71.912,8 556.830,0 625.316,3 29.975,9 655.292,1 98.462,1 

Quelle: eigene Berechnung. Basierend auf den Prämiensätzen 2024. Die Prämien wurden für 2031 beibehalten und ab 2028 
um 2% für Inflation erhöht.  
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